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f l ießend. Wo hört in der Erziehung angemessenes Grenzenser-
zen durch ein klares oder derbes ,,Nein", clnrch Fernsehverbor,
Hausarrest, Taschengeldkürzirng ar-rf, bei welcher Intensität
oder Häufigkeit wird es zur psychischen Misshandlung bzw.
zur seelischen Verletzung oder zur ,,anderen entwirrcligenden
Maßnahme"? Ab wann gehören Fehlerziehungssti le oder der
,,I(ampf" von Trennungselrern um ein Kind inklusive der häu-
figen Beeinflr.rssLlngen und I(orrumpierungen von Trennungs-
kindern dlrzu? Ist die Meinr.rng i"ibertrieben oder nr"rr kon-
sequent, dass es in der Mehrzahtter Fälle begleiteten Umgangs
um Gewalt gegen Kincler geht?-]2

Wie relativ die Grenzen sind, sehen wir im Kulturvergleich:
Vas wir für vertrerbar halten - z.B. Kinder allein inlhrem
Zimmer sctrlafen zn lassen oder sie nach festen Zeiten, nicht
aber nirch Hr,rngergefühl, essen zu lassen - gilt in :rnderen
I(ulturen als emotionale VernachlässigLrng. Dis heißt, es feh-
len Maßst ibe und l ( r i ter ien.

b) Alle Misshandlungs- oder Vernachlässigungserfahrr-rngen
mtinden in seelische Verletzungen ein. Sie sind ein immanen-
ter Grundsachverhalt all dieser Erfahrungen, eingelvebt und.
deshalb so schwer separierbar. Besonders in der Verquickung'
mit körperlichen Misshandlungen werden abgrenzende De-
finitionen Lrnd I(ategorienbildungen erheblich erschwert und
wirken oft beliebig.

c) Komplizierend wirkt sich ails, dass Verhaltensweisen im
Sinne psychischer Misshandlungen nicht - wie körperliche
Misshandlr.rngen - abgrenzbare Handlungen sind, sondern
oft Attribut oder gar Grr-rndzug einer Beziehung. Deshalb
sind Grenzen zu Fehlerziehungsformen oder mangelnder
Feinfühligkeit beim Bindungsaufbar-r fließend.

lV.  Fazi t  und Ausbl ick

Die intensivere Zr-rwendung zum Phänomen psychische Kin-
desmisshandhrng ist überfäll ig, aber offenbar im Gange. Die

Vielzahl der offenen Probleme zeigt: Der ner,re Handlungs-
spielraLrm, der durch die Einbeziehung seelischer Verletzun-
gen in die Formulierung des g 1631 II BGB ercjFfnet ist, kann
noch nicht ausgefi, i l l t  werclen. Die Defizite beginnen bei den
theoretischen Gnrncllagen znr Entstehung, zu clen Risikofak-
toren, zll clen Folgen, zu spzrnnenden Einzelfragen, wie ctwn
der Spezifik des Mechernismus der ,, intergeneration:rl Trans-
mission" bei psychischer Kindesmisshandlung. Sie setzen sich
fort bei clen empfindlichen Lücken in der Diirgnostik. Hier ist
eine Annäherung irber cleskriptive Kategorien zu empfehlen.
Ein entsprechender Vorschlag wurde gemzrcht.

Besonders gravierend ist aber die Unsicherheit in Bezug auf
die Kriterien dafür, wann ein Verstoß 'gegen die Vorschrift
cles $ I 63'1, I l2 BGB eine staatl iche Sanktion erfordert. Einen
entsprechenden Auromat ismus g ibr  es n icht i l .  E ine e igene
Sanktionsmöelichkeit sieht diese Rechtsnorm ohnehin nicht
vor3a. Ersr bÄi Vorliegen der Vorar-rssetzLlngen der {i$ t666,
'1666 

a BGB kann das Familiengericht eingreifen". Einerseits
wäre es schon ein großer Fortschritt, wenn die zr.rr Verfügung
stehenden Sanktionsnormen entschlossener und selbstver-
ständlicher auch ar-rf psychische Misshandlungen :rngewandt
werden, wenigstens dort, wo diese offenbar sind. Anderer-
seits fehlen genauere und praxistaugliche Kriterien dafür,
wann sich massive Formen psychischer Misshandlung zu
einer Kindeswohlgefährdung im Rahmen der $$ 1666,
1.666a BGB hin gesteigert haben. Sie zu bestimmen, setzt
mehr Problembewusstsein und eine methodische Orientie-
rr,rng auf die beobachtbaren Phänomene voralis. Dazu bei-
zutragen, ist das Ziel dieses Artikels. il
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Ki ndeswoh lgefä h rd u n g' bei Gen ita lverstü m mel u ng

Die r i tuel le weibl iche Genitalverstümmelung ist  eine Verhal-
tensweise, die in Deutschland nach al lsei t iger Auffassung
niemals durchgeführt  werden darf .  Die Frage, ab wann die
Mädchen vor diesem Eingri f f  recht l ich geschützt werden
können, wird von der Rechtsprechung noch nicht einheit l ich
beantwortet.  In diesem Beitrag werden die gegenwärt ige
Rechtslage und eine den formel len Verfassungsrahmen
sprengende pol i t ische Forderung de lege ferenda dar-
gestel l t .

l .  Ausgangssituat ion

1. Körperverletzung

Dic strafrechtliche Würdigung cles Cleschchens ist eincleutig.
Dic - fat  

c ler wcibl ichen Gcnitalversr irrrmeh"rne isr eirrc Kri i -
perverletzunrr,  welche typischerlveise cine gcfahrl iche i .  S. c ler
$$ 223 I ,  224 St(]B, l<einc schwerc i .S. c ler $$ 223 1,226 |
Nr.2 St( lB ist .  l )enn clas Tatopfcr ver l icr t  mit  c ler t ( l i tor is
nicht ein wicht iges ( i l iecl ,  sonclcrn cin wichr igcs Organ. F) in
Cl l icd i .S. c les $ 226 St( lB scrzr ein Gclenl< u,)rA. 'sr, , i ie Kl inl-
r is abcr hat beklnnt l ich kcirres. Zurn anclcren ist  c l ie ' far

regelntäßig rruch cine Srraitirt nach N 225 SIGII r-rncl/oclcr

$ 171 SIGB; die Eltern oder anderen Erziehr.rngsberechtigten
gehören grundsätzlich zum Täter:- oder Teilnehmerkreis'. Die
Tat ist clurch nichts zu rechtfertisen - wecler dr-rrch eine
Einwill igung cles Tatopfers. als einiachgesetzlicher Rechtfer-
tigr-rngsgrund ($ 228 SIGB)' noch durch die Religionsfreihert
des Tatopfers oder die Erziehungsfreiheit cler Eltern als r-rn-
mittelbare verf:rssungsrechtliche Rechtsfertigr-rngsgrüncle
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(Ar t .4 l l  ( lCi  bzrv.  Ar t .6 I l  I  ( ; ( i ) ' .  I ) ic  c l tcr l ichc l ' . i r rwi l -
l ig ,ung is t  unwirksanr nach g 163 I  l l  2  l l ( ;8 .

2.  El tern ausländischer Herkunf t

l) ic (ienitalvcrsti inrnrelung rvird in weitcn Tcilcn Afri l<as
si id l ich c lcr  Sahelzone a ls  auch in nordafr ikanischen und
vic len as iat ischcn Staatcn ura l i t iz i r r t5 .  in  Asicn insbesonderc
dort ,  wo d ie Mehrhei tshevr , l l<crung nrusl i r r isch (d ie nre is tcn
isla rr iscl.rcn I{eligionsgcsel lscha ftcn bcfü rworten d ie l)ral<tik
nach wic vor)  oder '  überwiegend kurdrsch (d ie Rel ig ions-
gemcinschaft l(al<a'r6) ist. Zum Schutzc des l(indcs ist es
wichtig, dic ethnischc l lcrl<unft dcr F,ltern des Mädchens in
Erfahrung zu bringen. l i ine Verpauschalisierung zugunsteu
oder zulasten e ines Mädchens wesen der  ethnischen Her-
l<unft oder del religiösen Anschauurrg der Eltcrn aber ver-
bietet siclr. Die gesellschaftl iche Verstün-rrnelungsquotc l iegt
n i rgendwo in der  \Wel t  bei  100%. Ob einem Mädchen d ie
Genitalverstur.nmelung droht, ist eirre Frage des Einzelfalls.

3.  Einzel fa l lentscheidung

Nicht jedes Mädchen, den die Genitalverstümn-relung droht,
ist im Auge nblick ge fährdet. Der Begriff de s Bedrohtseins ist ein
umgangssprachlicher und geht über den (far-nil ien-)recl-rt l ichen
Beeriff des Gefährdetseins hinaus. Das Bedrohtseir-r bezieht sicl-r
,uf di. gesamte Lebensspanne, das Gefährdetsein auf der-r kur-
zen Zeitabschr-ritt naher: Zukunft. Die Gefähr:dung rnuss also
genau geprüft werden. Hierbei steht aus verfasiungsrecht-
licirem Gruirde die Suche r-racl-r mindestens einern Umstand/
Anlraltspunkt betreffend dieses eine in Rede stehende Mädchen
an-r Anfar-rg der Prüfung (konkreter Anhaltspunkt).

Mithilfe des Familienrechts werden nur Einzelfallentschei-
dungen getroffen, d. h., dem einen gefährdeten Mädchen
kann vielleicht geirolfen werden, dem anderen nicht. Der
durcl'r Beschränkung des Sorge- und Urngangsrechts bewirkte
präventive Schutz gem. $ 1666 BGB bzw. g 1684 BGB wirkt
zudem bloß in dem kleinen Umfang der erzielbarer-r Rechts-
beschränkung und zeitlich nur vorübergehend bis zur nächs-
ten Maßnahme des Jugendamts bzw. Entscheidung des Faini-
liengerichts. Ein flächendeckender Schutz in Deutschland
wird durch die Anwendung der farnilienrechtlichen Gesetzes-
vorschriften niemals erzielt werden. Gleichwohl sind sowohl
das (präventive) Fan-ri l ienrecht als auch das (repressive) Straf-
recht, beide einzeifailbezogen, für einen Gesinr-rungs- und
Verhalter-rswandel der Täterkreise wichtiee Bausteine. h.rs-
besor-rdere ohne öffentl ichkeitswirksa me Stiafverfolgung wird
ein flächendeckender Schutz vor Genitalverstümmelung ietzt-
endlich nicht gelingen. Der l(inderschutz bedarf einer Straf-
a n z e i g e ( v e l . S 4 K K G ) 7 .

l l .  K indeswohlgefährdun g

Nach g 1666 I BGB hat das Familiengelicht die Maßnahrlen
zu treffe1l, die zur Abwendung der Gefahr erforderlich sind,
wenn das körperliche, geistige oder seelische \üohl oder das
Vernrögen des l(indes gefährdet werden und die Eltern nicht
gewillt oder nicht in der Lage sind, die Gefalir abzuwenden.
Zu den Maßnahmen zählt die Bescl.rränkuns des elterl ichen
Aufer-rthaltsbestiurrunqsrechts. ln Sachen Geiritalverstün.u.r.re-
lung wird der.r Eltern verwelrrt, die Toclrter irr den außer-
europäischen llerl<unftsstaat reisen zu lassen. Nach $ 1684
IV 1 BGB kann das Fan-ri l iengericht das Urngangsrecht ein-
schrär.rken oder ausschließen, soweit dies zum Wohl des I(in-
des erforderlich ist. Zu diesen Maßnahmen zählt die Ver-
pfl ichtung des einen, i-rier des die Genitalvelstumnelung be-
fürwortenden Elternteils zum begleiteten Urngang.

'1.  Erhebl ichkeit

l)as T'atbestandst"trcrl<t.ttal (icfahr sctzt 7.ull l  cit lctt vttt ' l lus,

dass bci Nichteingrcifcrr clcs (icrrchts d:rs \Wohl dcs l(rndcs

crhcbl ich,  d.  h.  nachhal t rg und schrvcrwicgcnd bccint rächt ig t
odcr geschädigt wird. Dicsc l legrcnzurlg ft l lgt aus dct.t l vcr'

fassungsrcchtl ichcrr Vorrartg dcs cltcrl ichcn Lrz.ichungslcchts

o.n',. Ärr. 6 II 1 GCE. Unerhcblichc l3ecintrirchtigut.tgctr odcr

Schädigungcn s ind das grundgesctz l ich abgcsicher tc  l .cbcns-
risi l<o e incs jederr l( indcs''. lm I' 'al lc der (lcnrtalverstüll lr l le-

lung is t  d ic  Erhebl ich l<ei t  der  Beeint rächt igung des l<olper-
l ic l ren und des scel ischer t  Wohls ausnaht . t ls los ev idct l t " ' .  f )as

Abtrenncn dcr Klitoris beder.rtet einen Eirrgriff in die körpcr-
l iche Unversehrthei t  gem. $$ 223f f .  StCl lJ .  Der Vcr lust  dcr
l(l i toris ist ein in'cparabler und bcwirkt den \X/egfall des
sexuellen Lustelttpfi ndens.

2.  Sichere Prognose

Das Tatbestandsmerkrnal setzt weiterl.rin voraus, dass dic er-

hebliche Beeinträchtigung oder Scir.adigung des Kindes mit
zien.rl icher Siclierheit eiutrete rt wird' ' . Die se Festste l lung r.nuss
'siclr auf konkrete , d. h. einzelfallspezifische Anzeic^henfum-
stär.rde der: Verganger.rl.reit und Gegenwart stützen'', mittels
derer ur.rter Berücksichtigun g der allgerreinerr Lebenselfal.rlung
die Prognose, dass die Gefahr ini Augenblick besteht, plausibel

und damit hinreichend begründet werde n kann.

Die Verstümmelungsquote im jeweil igen Herkunftsstaat der'
Eltern (Beispiel Agypten: rund 95%) reicht nicht als Anhalts-
punkt aus. Dieser Anhaltspunkt ist keir-r konkreter, sondern
ein abstrakter, weil ein voln Mädchen M losgelöster. Die

Gleichstellung vor.t Genitalverstünllelungsquote in Höhe
von X% und Gefährdung des M wurde alle Eltern unversehr-
ter Töchter aus den einschlägigen Herkunftsstaaten unter

Generalverdacht stellen sowie die Von:angentscheidur-rg nach
Art.6 II GG außer acht lassen. Die Zugehörigkeit der Eltern

zu einer bestimmten Volksgruppe (Ethnie oder Staatsvolk)
per se begrundet die (gegenwärtige) Gesur-rdheitsgefahr
irichtl3. DiJlnfornration ,, lch gehöre einer Volksgruppe an'

die die Genitalverstümmelung rituell praktiziert" bedeutet

nämlich nicht automatisch, dass auch ich meine Tochter einer'

Genitalverstürnmelung unterziehen werde.

Nichtsdestotrotz gibt es Aktivister-r, die die ,,exakte Identifizie-
rungsnöglichkeit särntlicher potentieller Opfer auf Grund ih-

Z. B. BGH, Nj\il 200.5, 672 (,673) = FanRZ 2005, 344 \346); Wüste n'

ö r r r  ( o .  Fuß r r . 3 ) ,  S .824  {826  f . )
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Faso, i ihana,  Togo, Benin,  Nigcr ia,  Niger,  Kanrcrun,  Zentra lafr ikanr-

sche l{epublik, Demokratrsche ltepublik I(ongo, Tschad, Eritrea, Dschi-

l . u t i .  A t l r i op r c r r ,  I ( cn i l ,  Uga r rd l ,  Ta t t s r t t i a .
Studir , , l ier i ra le Ccrr i ta l  Mut i lat jon iu l raq:  An enpir ical  s tudy in Ki lkuk

Province" aus de; l  Jahre 2012 von \WADI c.V.  und PANA Kirkuk
( i rakischc Fraucnrechtsorg,al l lsat ion ) .
i,benso WcifCrrlcl (lntirview it Dirie, Schmelzerrskinder, 3. Aufl.
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rer ZLrgehörigkeit zr-r einer genar-r definierb:rren RisikogrLrp-
pe"'* sowie clie sich anschließende all iährliche mediziniscÄe
Untersuchung der in einer Liste B eingetragenen (noch) unver-
sehrten lvtädchen im Genitalbereich'r mit gegebenenfalls
nachfolgender Strafverfolgung forclern. Ein solches l(ontroll-
verftrhren stellt die Eltern unter Generalverdacht und wäre ein
srärkerer Eingrif{ des Staates in das Erziehungsrechr der Eltern,
zrls clies der her,rtige gesetzesvorbeh:rltlose Art. 6 II GG formell
zulässt. Die Einrichtung eines solchen Kontrollsysrems serzre
folglich erstens eine Grundgesetzänderung voraLls, die es dem
Staat erlaubt, Informationen bereits vor etw:rig beginnenden
Kindeswohlgefährdungen einzufbrderntu, nnJ damit einen
Wechsel vom passiven (Wächter-)Starar zrlm aktiven (Schutz-)
Staat, dessen Details zweitens noch zr.r entscheiden wären.

Zum Anhaltspr.rnkt ,,Zugehörigkeit der Eltern zr-r einer be-
stimmten Volksgruppe, welche die Genitalversri lmmelung
przrktiziert" muss also mindestens ein Umstand hinzr.rkommenl
der das alsbaldige Bevorstehen des Eingriffs im konkreten Fall
belegt. Zwei typische Sachverhalte sind hierbei zu unterschei-
clen:
- die Genitalverstirmmelung in Deutschland oder in der EU'

durch z. B. die Wanderbeschneiderin oder den so senannren
Schönheirsoperareur ,

- die Genitalverstümmelung im afrikanischen oder asiati-
schen Herkunftsstaat im Rahmen des Ferienar-rfenthalts.

Die Wanderbeschneiderin kann von hei-rte auf moreen die
\Tohnung der Familie ar,rfsuchen. Der Ar"rslandsaufent[alt au-
ßerhalb Deutschlands in der EU oder in einem Scheneen-Staat
sowie der Aufenthalt im außereuropäischen Herkunftsstaat
s ind in  Regel  auf  best immte Zei t räume im Jahr begrenzr  -  auf
ein verlängertes Wochenende oder auf die Zeit der Schulferien.

Als Umstand beider Sachverhalte kommt der Inhalt der Stel-
lungnahme der Kindeseltern vor Gericht in BetrachtlT. Ohne
Belang s ind d ie Integrat ionsfChigkei t  oder  -wi l l igkei r  der  El -
tern betreffende ArgumenteJE; sie geben keinen Hinweis auf
e ine etwaige Tr tvorberei tung.

a) Speziell ntm Tatort in Asien/Afrika. Die Tatsache der
beabsichtigten Reise in den Herkr,rnftsstaat (insbesondere der
Ferienar,rfenthalt) ist kein Umstandle, sondern allenfalls der
Anlass für die Prüfung einer Kindeswohlgefährdung. Im Her-
kunftsstaat kann die Genitalverstümmelung durchgeführt
lverden, muss sie aber nicht. Einen rypischen Geschehens-
ablauf menschlichen Reiseverhaltens eibi es nicht. Schon cles-
halb greift auch das Rechtsinstirut des Beweises des ersten
Anscheins bei Ferienzrr-rfenthalten nicht. Zweitens könnten
die Eltern in aller Regel eine andere ernsrhafre Geschehens-
möglichkeit als den (vom Familieng.ericht unterstellten) typi-
schen Geschehensabl:rLrf aufzeigenzo. Bejahte man die Äus-
sagekraft cies Ferienaufenthalts an sich r-rnd somit den An-
scheinsbeweis, wäre den betroffenen Mäclchen eine Reise in
clen HerkLrnftsstaat bis zum E,intritt ihrer Voll jährigkeit bzw.
bis zum Encle cler Unversehrtheit nicht möelich. Ein clerarti-
ges Ergebnis l ie fe auf^die VerLrr re ihrne auf  Grund e ines Ge-
neralverdachts h inaus ' ' .

Das l\G Bremen uncl das AG Bonn bejahten clie GefährdLrng
sch<tn irl lcin mit cler Feststel[ung, class clie Versti immeltrnss-
cluote im Herkr-rnftsstaat sehr hoch (übcr 8{)'2, ) Lrncl -
SchlLrssfo lgeruns h ieraus nach a l lgemeiner  [ -ebenscr f r rhr l rns
- cler strrmmesintcrnc I(ollektivclruck s<t gr<-,ß sirrd, rlrtss clic
Fähigkeit cler F.ltern, ihr l( incl vor clem Zuc.rtff clurch clic
übr igcn VolksgrLrppenmirg l icr ler  zLr  hcwrhren,  : r ls  rn in imal
ocler fehlencl eingcschritzt lverclen kann. Einen CicsichtspLrnkt.
clcr iruf dirs lvl i iclchen ,Azl - in r\bgrenzung zr-i r l l  clcn i lnLlcfcn
Nllidchen derselbcn VolksgrLrppe - Bezug nimmr, hittren clie

Gerichte nicht gesuchtzz. ZvlJmecht, denn es ist auf die vor
Gericht stehencle Familie F mit Mädchen M irbzustellen (Ein-
zelfall) Lrnd nicht iruf stereotypische Annahmen i"iber clie
Volksgruppe, welcher .4ie Familie F :rngehört. Es beclarf zu-
mindest eines geringen'' Einzelfallanzeichens für clie Gefahr.

Das OLG Dresden, das OLG Karlsruhe und der BGH hatten
jeweils mindestens einen weiteren Umstand gesucht: die vor-
hersehb:rr fehlende Zeit. der I(indesmutter, die vorar-rssichtl ich
,,sich wegen der :ruI sie zukommenden Pri. ifungen zur Alten-
pflegerin außerstancle sieht, neben ihrer.Arbert zu lernen und
ihre Tochter ar-rsreichencl zu betreLren"'", die Tatsache, ,,dass
clie Großmutter die eigene Tochter nicht vor einer Beschnei-
dung zu bewahren vermochte, obwohl [...] die Großmutter
diese VerstümmelLlng selbst ablehnt"' ' ' ,  die Tatsachen, dass
der (gefährdende) Kindesvater die Tradition der weiblichen
Genitalverstümmelung laut eigener Aussage ablehne, jedoch
die Mitglieder seiner Großfamilie hierüber nicht unterrichtet
hatte r"rnd dass der Kindesvater in Einzelheiten zu selnem
vollen Namen laut Reisepassdaten gelogen hatter6.

Nach bisherigem Kenntnisstand können belastendeUmstände
seln:

1. die Ar,rssage der Eltern/Erziehungsberechtigten r.rnd/oder
der im Herkunftsstaat lebenden Mitglieder der Großfami-
l ie, dass sie die weibliche Genitalversttimmelung gutheißen
oder zumindest nicht ablehnen,

2. die fehlende Fähiekeit der mitreisenden oder in Deutsch-
land bleibenden Eltern/Erziehungsberechtigten, das Mäd-
chen M vor dem Zugriff der übrigen Volksgruppenmitglie-
der zu bewahren r-rnd somit die Genitalverstümmeluns
dLrrch d ie Großfami l ie  zu verh indernl ' ,  insbesonderä
dann, wenn das Mädchen ohne elterliche Begleitung in
den Herkunftsstaat fl iegt28.

1 7

TaskForce für effektive Prävention von Genitalversttimmelune e.V.
(hinfort TaskForce), Präventionsprogrämm für clie umfassende Verhrn-
derung von Cenitalverstirmmelungen an Mäclchen in Deutschland,
Stand 2007, S.9.
Hirs l i  Al i , lch k lage an!  -  Pläcloyer für  d ie Befre iung der musl imischen
Frauen,2005, S.  162;  TaskForce (o.  Fr-rßn.  14),  S.  14.
\r/ästenberg, R&P 2007, 225 1227 f .J; vgl. Jestde(h, JAmtiZKJ Sonder-
hef t  2010, 32 (34),  z t tm Er inncrungscl ienst  bzgl .  der mediz in ischen Vor-
sorgeuntersuchungen bei  b is 6-Jähr igen.
Belastend:  C)LG Drest len,  BeckRS 2003, 30323221 = FamRZ 2003,
1862  (1863 ) ;  OLC Kd r l s ruhe ,  N j \ g -RR 2008 ,  l i 74  ( l  175 )  =  F rmRZ
2 0 0 9 ,  1 3 0  ( l 3 l ) ;  e n t l a s t e n c l :  L C  E r f u r t ,  B e s c h l .  v . 2 7 . 2 . 1 9 9 5  - 7  T
213lc)4;  t \C Bremen,ZKJ 2008,338 (339).  Das LC Er lur t  hat te e in d i rs
Kindcswohl  im Bi ickf l ld  h i rbendes Bcrufsbi ld c ler  Kindesel tern posi t iv
qewertet .

18 A. A. AC Rtrt ingen, Beschl. v. 3.7.2008 - 4 F 63108.
19 Ol,C KarLsruhe, NJ\i f l  2009, 3.t21 (3523) = FarnRZ 2009, l-599

(  l  600) .
20 V gl.  Wästanberg, FamRZ 2007, 692 1694 f .) .
2l Z.trrreffcntl  OLC KdrLsruhe, NJ\Y 2009, 3521 (.1.t23) = FamRZ 2009,

1.599: clazu Ämn. Wiistenberg,ZKJ 2009,484 (437).
22 t\C Brcmen,ZKJ 2008,.13iJ {139); AO Brtnn,ZKJ 2008, 256.
23 So 01,(]  Karlsruhc, NJ\f l  2009, 3.521 (.1522) = FanrRZ 2009, 1.t99

(16{)0); AC l}ad Sückingcn, I leschl. v. 20. I1. 20011 - 6 |  202108 =
BcckRS 20 I 0, 1.5.560.

24 OLC Dresden,I lcckRS 2(X).1, 30323221 = [;anrl lZ 2003, 1862 (1863).
25 B(; l l ,  NJW 2005, 672. (674) = FarlRZ 2005, 144 { i46). l l ier rvi ircn

noch cl ic heutigcn l3emLihLnrgen, cl ic lraci i t ion vor ()rt  lbzuschaffcn, zu
wurcl igcn. [)cnn lecle Trrrcl i t ion f int let ihr Entlc.

26 OLC l{,rr lsrulta, NIW'RI{ 2008, l  l74 ( l  l7.t  f .)  = l ]rrnrRZ 2009, l  l0
(1 .1  1 ) ;  dazLr  \Y i i s tu thar ,q ,  ZKJ200 lJ ,41  I  ( '11 .1  f . ) .

27 B(; l '1, NIW 2005, 672 (674) = Frrrr l tZ 200i, 144 (316); t) l .O l)rcs
r /c r ,  [ ] cckRS 200.1 , .1 ( ) .12 . ]22  I  =  lh r l lLZ  2( )01 ,  l l l 62  ( l l J6 l ) ;  OL( ;
K t r l s ru l tc ,  N l \V-R. t {  20 t ) l J ,  l l 74  ( l l7 t  f . )  =  l - . rm lLZ 2( )09 ,  l . l { )  ( l . l l ) ;
i \O I lruntn, ZKI 200IJ, . l . l lJ (.1.19); t \( l  l \ ;nn. ZKI 200lJ, 2.56r r l( ,
l'lrlirrt, lScschl. v. 19,7. 2007 - .J I Ir I lllT106; r\() Ildd ,\ü&ingan,
l lcschl. v. 20. I l .  l ,00lJ - 6 tr 2021)8 = I ' ,ccl<l lS 2i) 10, 1.556{); ; \(J
ITdtir t tut,  Llcschl. v. . i .7. 2(X)8 - 4 F 6.1() lJ.

28 ' \C lJrcnen. ZK.f 2{)0f i ,  l . l l l  (1.19); r.  r \ .  O/.( l  l i t r lsrt the, NJ\V 2{)()9,
.1.t2 1 (.1.t2.1) = Faml{Z 2009, l . te9 ( 1600).
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Aufsätze zum Thema

3. dcr l lcginn clcl Vorbcrcitung clcr Tat, ctrt 'a dcr F.inl<auf
von bcs<lndcretr l.cbcnsnrittcht fur das kollektivc l"est dcr
Gen ita lvclstii t.n r.ttcl utr g,ctt.

Eincn entlastcndcn l)nsrutd krinnct'r dic Tatsachcrl ergebcrl,
dass dic lr ltcrn ihre lkrchtcr vol Antritt dcr Reisc nredizinisch
haben untcrsuchct t  und d ic  Unversehrthei t  der  Gerr i ta l icn i r l
I lornr eincs ärz-tl icl.rert Attestcs habert dol<umcntiercn lassel.t

sowic dass s ie d ie ausländischcn Mi tg l ieder  ihrer  Großfani l ie
vor' l i .eisebcginn sowclhl hierübcr als auch übcr die strafrecht-
l ichcn Sanl<tioneu iu Kertntnis gcsctz-t haben, welche il inerl
nach der l lücl<kehr eines verletz-ten l(indes ulld der erl leutcn
rnedizinischen Urttersuchung drohen. Die Entlasturlg sche idet

aus, wenn nachgewiesen werdell l<ann, dass nicht die Ruck-
reise nach Deutschland, sonderu die endgültige Ausreise gc-

olar.rt ist. Dann aber handelt es sicl.r aucll nicht ult l einett
Feriena ufcnthalt.

b\ Soeziell zum Tatctrl Deutschlattd/EU. I(onkrete Anhalts-
punkte für Inlandstaten hat die einschlägige Rechtsprechung
ioch nicht ausfindig ger.nacht. Auch hier ist auf den Einzelfall

abz.uste l lcn.  t ) ic  Mi ig l ich l<ei t ,  dass c lcr  , ,b i )se "  El tcrntc i l  das

kin.l i .d.rr.. it 'ach'2. B. l lcrl i '  .dcr l ' t lndtlr.t brirlg,en rldcrr

cntful..rrcn l<attrt, rcicht nicl.rt, weil z.u abstral<t' Nachgcu'icscn

werclen nrüssteir dic Absicht der Irltcrn, das Mädchen in

l)cutschlancl Oclcr in der ItLl alsbald g,c|ritalvcr-stürl ltt lcl lr z-u

l.rr.n, t lcler irg,erlclcinc Tatvorbcrcitutrg, z" l l '  t lel I(orltal<t

mit eiter Wariderbeschrlciderin odcr eirle.l Arzt, dcr einc

mcdizinisch n icht incliz.icrtc l<osnretischc Scha r.nlipl. lcnkclrrel<-_

tur  vorzunelrnten berei t  is t .  Dies dür f tc  in  v ie len Fäl len auf

eine denr investigativer.r Jourllalismus ährlelndc Art del ltc-

chercl.rc hinauslaufen.

l l l .  Fazi t

wer nicht auch r.rur- einen auf den konl<reten Fall bezoger.rerl

Anhaltspunl<t bettetlnen l<ann, katln nicht auf das Familien-

recht setzen, sonderrr t lur auf die abschreckende Wirkung

des Strafrecirts vertrauen oder sollte vielmehr außergericht-

l iche Uberzeugur.rgsarbeit mit den Befürwortern des Ritus

leister.r. X

" Dr. A-<-s' jur. Kttlbcrg und Dr' Dtll '-Ps1'.5fi .$16dlcr sirrd wisscnschaftli-

.il. ü1,"i1.,.;r., an der rechrswissenschlftlichen Fakultit dcl Universität

H;'tll;;tg. Prof ' Dr' Dipl-Ps1'ch' wc/zcls ist Inliaber des doltigen Lehr'-

stuhls für-  Kr" iminologie.
t ltoiiirriiirrackc/\Yüzels' Ptaxis der Rcchtspsychologie 2012' 206;

Btock/lSrettfcld/\X/ ctzcls' Z.l.l 2009 ' .29 '

Z frrnd,'irtrtp;nthntann,Bundäsgcsuldhcitsblatt 20'10, 1002 Ilctdc-.1änisch

r. r .  a. ,  ArchKr in l  2011,73.
3 Häu'scr  2.a. ,  Dcutsches Arztcblr t t  2011'287 Stadlu u 'a ' ,  Pra.x is dct '

ä. . i  i t r ty . f ro)ogic 2012. 1e( l '  5radl . ' : ' '  I ' r rx i :  c lcr  l {cc i r ts l 's lcbologic

2t t l2 r i ro lh ' ic5r  crschicncrr) ;  \ \c / :c /s.  Gcwrl t , . r f rhrur tgc ' l  i t t  dcr  Krrrd-

heit, 2007, S. 1 94 ff.
4 wrvw.nzflt.de
5 Cesetz zur I(ooperation und Llformation im l(inderschutz'

6 Vgl .  Ma1ttp6l4,  FPl t  2012, 199 (200) '

Dr. Jan Hendrik Kolberg, Dr. Lena Stadler und Professor Dr. Peter Wetzels*

Prävention von Misshandlung und Vernachlässigung iunger Kinder

Erfahrungen mit Famil ienhebamme und Family Nurse auf nationaler und internationaler Ebene

Vor dem Hintergrund e iner  Reihe gravierender,  tödl ich ver-

laufender Fäl le  von Vernachlässigung und Misshandlung sehr
junger Kinder  wurden in Deutschland sei t  e twa zehn Jahren
verstarkt Präventionsmodelle implementiert, welche durch
ein f rühzei t iges Hi l fs-  und Intervent ionsangebot  d ie prä-  und
postnatale Kindesentwicklung positiv beeinflussen und darü-
ber  auch Ris iken der  Misshandlung und Vernachlässigung
reduzieren sol len.  Eine der  wicht igsten Formen,  d ie v ie le Dis-

kussionen nach s ich gezogen hat  und mi t  großen Erwartun-
gen verbunden is t ,  s ind so genannte Fami l ienhebammen, mi t
denen s ich der  fo lgende Bei t rag im Schwerpunkt  auseinan-
dersetzt.

L Ein le i tung

Über das Ausmaß ur-rd den Umfang kindlicher Missl-randlur-rg,
Missbrauch ur.rd Vernachlässigung ist ir-r Deutschland relativ
wenig bel<annt, vor alletl wenn die Betroffenheit sehr iur-rger
KindäL in den BIick gerückt wird. Dies geschieht in Einzelfällen
immer danu, weutt Hilfs- und Kontrollsysterne scheinbar ver-

sagt und eskalierende Pr oblen.rkonstellationen in tödliche Aus-
gänge nründeten. Der allseits bekannte Fall ,,Keuitt" aus Bre-

i-t-r.,i irt nur einer der regelmäßig n-rit Namen kleiner Kinder

koloortier:ten und diskutierer-r Einzelfälle. Unterhalb dieser

Schwelle des tödlichen Verlaufs ist in Deutschland hingegen
denkbar wenig bekannt. Inzidenzstatistiken instituit ionell er-

kannte Fälle sind - anders als in den USA - in Deutschland,
abseits der Daten des Hellfe ldes aus Kriminal- und Justizstatis-
tiken, nicht verfügbar. Zwar l iegen eine Reibe von Dunkelfeld-
studien vor, die sich auf retrospektive Angaberr von Jugend-
lichen und zunr Teil auch Eltern bzw. Erwachseneu über Erzie-

l.runesverhalteu und inner fan-ri l iäre Er:lebnisse bezieherr. Diese

zeichnen für die letzte Jahre, zumindest t.nit Blick auf physische
Misshandlung und sexueller-r Missbrauch ein eher positives

Bild rückgehönder Verbreitungr. Befunde zur Vernachlässi-
gung und Misshandlung sehr junger Kinder sind bislang aber

weiterhin Mar-rgelware2. Gleichzeitig ist aber.bekannt, dass die

frthe Kindheit"eine besonders vulnerable Lebensphase ist und

Ju* Erf"h.ungen aus dieser Zeit entscheide'der.r Einfluss auch

.,-rf ,pat.r. Oiferwerdungenwt-e auch Tathandeln haben kön-

n.n. So haben Studier-r mährfach gezeigt, dass vernachlässigte

uüJ -irrtlrndelte Krnder in ei'em erhöhte' Maße gefäl-rrdet

sind, nicht nur später auch Täter, sondern insbesor-rdere auch

Opfär weitere, gig.n sie gerichteter Handlur.rgen, so auch des

sexuellen Missbrauchs, zu werden-'

h.r Deutschland werden seit einiger Zeit Präventionsmodelle

imolemer.rtiert, welche durch eir-r frühzeitiges Hilfs- und Inter-

u.i ' ,t io,rrr,ts.bot getade die prä- und postnatale Kindesent-

wicklung päsitiv beeinflussen sollen' Diese Benühungen wur-

. der-r seit 2öOl ^"t Bundesebene durch das Nationale Zentrunt

lrühe Hilfen (NZFH) gebündelta. lnr Rahnren des Aktions-

lrourrn,nt, F)rühc Hilf in für Eltcnt und Khrdcr uttd sozialc

FrüL*or,rtystutte l ieß das NZFH zehn verschiedene Praxis-

proiekte aus allen Teilen der Bundesrepublik zwischen 2007

uni ZOtO wissenschaftl icl-r evaluieren. Zu diesen Präventiot.ts-

maßnahrren gehören auch die so genannte Familienheban-r-

,oen. Durch äe in Alt.1 BI(iSchG, $ 3 fV I(KGs langfristig

sereqel te F i r ranzicrung'  dur f tc  d ie burrdcswei te F infuhrurp

äi .ser  Präuetr t ionsnraßuahrrrcn nur t r t tcht '  a  uch gesicher t  se l l l '  .


